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lnitiativen gaben zu reden
"SVP bi de Lüt, in Schmerikon

Am Freltag lud dle SVP..Sektlon
Schmerlkon zum öffcntllchen
Dlskusslonsabend "SVP bl de
Lüt, eln, Über 4O Personen
lauschten den Referaten von
Natlonalrätln Barbara Keller-ln-
helder zur Verhüllungslnltlatlve
sowle Natlonal;at Lukas Rel-
mann zu "Behördenlöhne vors
Volk,.

Unmittelbar vor dem Anlass führte
die SeKion ihre Generalversamm-
lung durch, weshalb der neue Prä-
sident Stefan Wäckerlin zu Beginn
miteinem Lächeln meinte, da ererst
seit 30 Minuten im Amt sei, gehöre
er wohl zu jenen Amtsträgern, die
am schnellsten ihre erste Amts-
handlung durchzuführen hätten.
Nach seiner humorvollen Einfüh-
rung in zwei durchaus ernste The-
men machte er Nationalrat Lukas
Reimann Platz. Dieser zeigte in sei-
nem Referatauf, weshalb die St, Gal-
ler Stimmbevölkerung gut beraten
sei, die lnitiative "Behördenlöhne
vors Volk, anzunehmen. Erst brach-
te er Beispiele, die aufzeigten, dass
man in Bundesbern das Sparen of-
fenbar noch nicht wirklich erfunden
hat. So berichtete er von einem Vor-
stoss seinerseits, wonach Politiker
inskünftig nur noch das Zweitklas-
se-GA zugut gehabt hätten. Nur ge-
rade 28 Parlamentarier hätten für
den Vorstoss gestimmt. "Dabei hät-

fen unsere freiheitlichen Errungen-
schaften nicht aus falscher Tole-
ranz gegenüber einer intoleranten
Kultur aufs Spiel setzen,, mahnte
KelleFlnhelder mit Nachdruck. Und
sie versprach, sie werde sich gera-
de für diesen Punkt der Verhüllungs-
initative besonders einsetzen. Die
beiden Referate gaben zu mannig-
faltigen Diskussionen Anlass. Es
wurde mit Nachdruck auf die Ge-
fahren hingewiesen, die eine zu-
nehmende lslamisierung mit sich
bringe und die etwa in Deutschland
oder Schweden bereits manifest
würden. Zudem wurde darauf hin-
gewiesen, dass man bei der Ver-
hüllungsinitiative auch das Vermum-
mungsverbot bei Demonstratio-
nen/Sportanlässen nicht ausser
Acht lassen dürfe. psp

Stefan Wäcke ln, Natlonahätln Bafiaru Kellednheldet und Natlonalrut lukas Rei-

mann (v,1,). 2v,t

Auselnandercetzungen, Mlss-
verständnlsse, Annäherungs-
versuche, Vertragsverhandlun-
gen zwlschen Brüssel und Bern
verursachen selt Monaten
Schlagzeilen.

Welchen Weg soll die Schweiz ge-
genüber Brüssel einschlagen? Da-
rüber referieren und diskutieren an
einer öfFentlichen Veranstaltung am
27 . März im "Thurpark, in Wattwil
zwei prominente Vertreter gegen-
sätzlicher StandpunKe. SVP-Natio-
nalrat und Weltwoche-Verleger RG
ger Köppel wendet sich gegen,
Nebs-Geheralsekretär Lukas Weg-
müller befüMortet engere Anbin-
dung der Schweiz an die El.J. Es geht
um ein Rahmenabkommen. BefüF
worter bezeichnen es als Koordina-
tionsvertrag. Bundesrat Cassis
spricht von einem Marktzugangs-
abkommen. EU-Kommissionspräsi-
dent Juncker flunkert gar von Freund-
schaftsvertrag. Anderä fordern uBi-

laterale lll,. Die Verwirrung ist gross.
Welche FaKen bestimmen die Ver-
tragsverhandlungen? Muss die
Schweiz eine Kohäsionsmilliarde
(rund Fr. 1,3 Milliarden) als -Ein-

trittspreis, leisten? Wird der Tatsa-
che Rechnung getragen, dass die
Schweiz nach den USA und China
drittgrösste Handelspartnerin der
EU ist? Dass sie weit mehr Güter und
Dienstleistungen aus der EU be-

SyP-lVationalat und Weltwoche.Ve ege

Roger Köppel. rv

zieht als sie dorthin liefert, dass si(
also Kundin ist? Was steht der Ei

nigung im Weg? Muss sich di(
Schweiz dem EU4erichtshof unter
werfen? lst die direkte Demokrati(
bedroht? Kann die Schweiz ihre Ei

genständigkeit bewahren? Wird de
*bilaterale Weg, 6;1 dem Rahmen
vertfag fortgesetzt oder abge
würgt? All diese Fragen bewegen dk
Otfentlichkeit. Am Dienstag
27. Män kann darüber mit zwe
hochkarätigen Referenten im Thu'
park Wattwil diskutiert werden. Tür
öffnung ist um 19 Uhr. Die Veran
staltung beginnt.um 20 Uhr. Jeder
mann ist herzlich eingeladen. p(
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ten bei einem Ja 600'000 Franken
jährlich eingespart werden kön-
nen., Die lnitiative *BehÖrdenlöhne
vors Voll(,, welche die Löhne von Ge-
meindepräsidenten auf maximal
200'000 Franken (bei Vollamt) be-
grenzen möchte. nDie Bevölkerung
soll mitreden können, wenn es um
die Löhne der Politiker geht,, mein-
te Reimann. Bis am 8. April habe die
St. Galler Regierung Zeit, die lnitia-
tive für gültig zu erklären. Danach
könqe mit dem Unterschriftensam-
meln begonnen werden.

*Verhüllung lst eln nogo,
Nationalrätin Barbara Keller-lnhel-
der stellte die verhüllungsinitiative
vot Wenn Frauen sich verhüllen wür,
den, sei dies ein no-go und ein Zei-
chen der Unterdrückung. "Wir dür

Referat im Thurpark
Die Schweiz und die EU: Wie weiter?
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